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L. zo solidarischem Vorgehen mit den Weifienfeber Parla
der E.L. aufzyruien. Nur dann bleibt die KAP. 

„Gruppe freier Kampfer“ ohne Abhängigkeit von einend 
„Parlamentsmitglied“ !

(Eine letzte Antwort), 
ti.

Im Artikel Parlam entarism us oder An tlpärlamenta rismus 
7ß der JCAZ.“ haben wir kurz dea Streit zwischen 

der lU. Internationale wiedergegeben and 
Parlamentarismus aas- 

mmenfassend folgenden 
Stellung der Par

aad der parlamentarischen 
der Arbeiterklasse und das We-

Als Antwort erschfea ia Nr. 79 der Artikel eines Leipzl- 
Genossen, betitelt: „Antipariamentarisnws aktuelle 

r .  wo obige Ansicht einfach als „falsch“ bezeichnet 
Die 'einzige Begründung, die er dort za geben ver* 

t  Ist, daB Wahl und parlamentarische BetBtigung keines- 
Voraussetzung einer Kritik der P ra x is  des Partamen-

sind. Was er aber unter P ra x is  des Pariamen-
. mtt welcher er die Ablehnung dés letzteren be- 
machte, versteht. Ist aus diesem Artikel nicht za

Inzwischen hat der Leipziger Genosse scheinbar einge- 
daB man, um über die programmatischen and taktischen 

ren za können, ste doch erst
ï r  bat Gorters Brief an Lenin

alte Jahrg&nge der KAZ durchgeseben, aber leider, wie 
zweite Artikel zeigt, hat er sie nicht verstanden. Hier 

der L. G. wieder:
dsa Purl— t a r t w  hat aaoh nicht — und darauf 

wir dte Genossen, dte fflr die Beibehaltung des Man- 
aasdrücklich fest— das Geringste a *  daa varderb- 
btaftaa der PHiBtoiing m  Wahfea (uad dar paria.

— d. V ert)
an anderer Stelle seines Artikels schreibt er: „Der 

der Antwort an dte Leipziger Genossen“ behauptet 
eindeutiger als Im Artikel Parlam entarism us oder Anti

k e  KAP. lehnt den Parlamentarismus 
weil diese kleinen Vorteile nur gemeinsam mit den grofien 

die die Teilnahme an den Wahlen und dte parla- 
etfltigung erfordert, auf Kosten ihres Prinzips 

werden können“. Da eine kritisierte (mit einer unver- 
Behauptung — d. Verf.) falsche Behauptung durch 

nicht richtiger wird, sind wir gezwungen, uns 
dieser Behauptung zuzuwenden“.

dte Parlamentarismus Hegt dte 
zagmade, das Par-

Parlaments 
Betätigung

- IL „ “ ••
Es ist klar, daB, wenn der L. G. die Gründe der Partei 

für die Ablehnung des Parlamentarismus nicht begreiit, aach 
nicht begreifen kamt, daB das Verderbliche des Parlamentaris
mus fflr das Proletariat aus der Wahlbeteiligung und der par
lamentarischen Betätigung entsteht. Um das zu begreifen, 
genügen nicht die 32 Seiten des Gorterscben Briefes an 
Lenin, dte sich auf das Problem P ü h re r  und Masse kon
zentriert; man muß vielmehr darüber auch etwas nacb- 
denken. denn Gorters Brief Ist nicht für Papageien, sondern 
fflr denkende Menschen geschrieben. ^

im Artikel Parlamentarismus oder Antiparlamentarismus 
Ist z. B. als verderblicher Nachteil des Gebrauchs des Parla
mentarismus als Kampfmittel fflr das Proletariat die Erhal
tung und Stärkung seiner bürgerifcb-demokratiseben Fusio
nen bervorgehoben worden. Jeder denkfähige **emfh be
greift, daB die Erhaltung und dte Stärkung des Proletariats 
nicht dadurch geschieht, dafi man Jemanden von vorne und

d£  cE3«fS3

In demselben Artikel ist aach bervorgehoben worden, daß 
der Parlamentarismus ah  Kampfmittel fflr das Proletariat dte 
typische Formales Kampfes mittels Führer Ist; wobei bei den 
m. . » »  «ne Illusion geweckt wird, dafi aadere fflr ste den 

fahren können and so wird ihre Aktivität gehemmt. 
Anch diese Illusion kann nicht dadurch geweckt werden, da« 
man Iemand als Mitglied des Parlaments bezeichnet; auch sie 
wird durch dte Wahlagitation, Wahlaufforderung, durch die
W ahibetaM m r J
tigan“
Art

I durch dte Wahlagitation, Wahlaufforderung, durch die 
ilbetdUgung und parlamentarische Betätigung der „ricb- 
I“ Führer geweckt, erhalten nnd. gestärkt. Na b a a l  dtese 
m é  Walsa wird daa V e rtä te *  zwlachaa, Massa aad

su k______
klar, dafi der L. G. unter Praxis des 

ntarhmus zum Unterschied von „parlamentarischer 
M die Rolle des Parlamentarismus als Herrschafts-

____ der Bourgeoisie versteht. Demnach wird auch
dafi er d ir  Ablehnung des Parlamentarismus vom marxl- 
ten Standpunkt aus, mit dem Umstand begründet, dafi 
Parlsament eine Institution des bürgerlichen Staates ist. 
das Proletariat zu seiner Herrschaft nicht benutzen kann. 
Hätte aber der L. G. etwas geschichtliche Kenntnisse über 
Frage Parlamentarismus und Arbeiterbewegung, so würde 

dafi nur die Anarchisten und die Syndikalisten den 
is aus solchen Gründen abgèlehnt batten und

würde dann auch'wissen, dafi für die Marxisten aus 
_ Tauglichkeit des Parlamentarismus ah  politisches Sys-

___der. Herrschaft -der Arbeiterklasse nur seine Ablehnung
nach der Eroberung der politischen Macht folgt, nicht aber 
seine Ablehnung als Kampfmittel des Proletariats vor der Re
volution. Die Ptfftel hat den Parlamentarismus ah Kampimittei 

dsm Graada abgelaha *  wafl er la der jatelgda Epoche 
fer dsa Erforderahsea das K lim ila a f t »  eatspricht 
•Der L. G. glaubt aber, dafi e r einer falschen BehauiM____ _ ________________ . iptung

Kredit verschaffen kanh, indem er neben Ihr noch eine zweite.
• falsche; aufstellt: nämlich, d a fi‘nach 'Gorter und

raucA oek der »Boykott des Parlaments eine Konsequenz der 
Kritik des Psriamentarismus als Herrschaftsinstrument der 
Bourgeoisie sei.

In seiner Schrift: „Klassenkampforganisation des Prole
tariats*' schrieb Gorter: „ . . . der Parlamentarismus wai 
eine gute Waffe in der Zeit der Evolution (1860—1910 odei 
schon einige Jahre früher), a h  die Führer dte Sache des Pro- 

its machten. Jetzt, da das Proletariat selbst handeln 
Nachteile viel gröfier als seine Vorteile. Denn 
des Proletariats besteht Mer darin, dafi es 

für es handeln können und dafi es selbst 
braucht. Diese Schwäche vermehrt der

wird bei Pannekoek, dafi die Ablehnung des 
( seiner Untaugltchkeit uh  Kamptmlttel 
folgt. In seiner Schritt: „Weltrevolution 
Taktik“ schrieb er: »Jeder Kommunist 

Gründe_weshalb diese (parlamentarischen — 
Jener Zeit notwendig und 
es, wenn der Kampf des 
Stadium tritt.

fflr das Fra* 
die typische 

Führer, wobei die Massen selbst 
il I aad „hat die unver- 

notwendige

Die Erklärung der Tatsache, daB ein Teil von Genossen* 
aus einem P a l l“, der keiner sein dürfte, einen Fall der P a rte i 
gemacht hat, soll in einer Einstellung zum Parlamentarismus 
gesucht werden, die sich bei einer näheren Betrachtung ah- 
eine unpolitische, gefühlsmäßige, faschistische, im besten Fall* 
als eine ethische Einstellung entpuppt. Der Antiparlamentaris
mus der Partei entspringt aus der Taktik dar Massenaktion^ 
Er besteht in einer Ablehnung der Wahlbeteiligung, der Wahl
agitation und parlamentarischer Betätigung, da das ein Hemm
nis für die Entfaltung der Selbständigkeit und Aktivität der 
Massen und somit der Massenaktion. Unser Aatipariaa ieatarh- 

ist also keia «Dlag fflr sich“ , soadera dte Kehrseite der

H l
mt

draH i

Aus der Jahrelangen Aktlonsschwäcbe der Partei heraus 
und aas der daraas resultierenden Notwemttgkeit. die bloße 
Negation des Reformismus der II. und IIL Internationale zu 
sein, entstand bei einem Teil der Genossen, denen ein dialek
tisches Denken abgeht. Jene primitive Ideologie, die nicht nur 
in der Frage des Parlamentarismus, sondern auch tat der Ge
samtfrage der Massenaktion zutage tritt. Das ist die Ideologie 
der reinen Negation. So begreiflich die Entstehung einer 
solchen Ideologie ist, umso notwendiger h t  aber ihre Be
kämpfung. Dte revolutionäre Partei des Proletariats darf Ibra 
Tätigkeit und Taktik nur von der realen Wirklichkeit nnd niebt 
voa abstrakten Begriffen und Grundsätzen abieiten. Ihre Tak
tik mnfi der positive Extrakt aus den Erfahrungen und Bedin
gungen des Klassenkampfes sein.

Der kommende Z.-A. und nochmehr der von Ihm vor
zubereitende Parteitag haben in diesem Sinne Entscheidungen, 
za treffen. Sie müssen aber von der Erkenntnis getragen sein, 
daß auch eine marxistische Schulung nottut. denn nur dadurch 
werden sie in Blut nnd Fleisch fflr die Partei fibergehen.

AntrSfl« und RMOlutlonm
m é  a a a frk t Das h t  so Idar and einfach zu verstehen, dafi 
nur an Gehirnparalyse leidende Menschen dies nicht verstehen 
können. Wenn aber der L. G. es trotz seiner hoben Bildung 
anch nieth versteht und hartnäckig bestreitet, dafi das Ver- 
S ^ ^  d ^ S ^ n t a S S ^ d e r  W aUa^Ution J g e h t  
so ist das nar mit einer unheilbaren P lattteit zu erklären, 
die er schon anf dem letzten Zentralausschuß der Partei mit 
seiner Elnhettsschralle vordemoastrtert hat.

Diese Plattheit erreicht ihren Höhepunkt in dem papagei- 
enmäfiigen Zitteren von Gorter. Jeder, der denken kann und 
der weiß, dafi der „Offener Brief an Lenin“ nicht In einer Zelt 
geschrieben worden Ist, wo sich kommunistische Parlamen
tarier zum Antiparlamentarismus bekannten, sondern umge
kehrt, der begreift, dafi Gorter unter Parlamentsmitglied 
Parlamentarier versteht, die sich wählen lassen die^ W ah la£  
tatton betreiben und sich parlamentarisch betätigen aber 
keineswegs Parlam entarier“, dte sich wie die Reicbstags- 
handwerker. Stenotypisten und Portiers in die Anwesenheits
listen eintragen und sich eine bestimmte Summe auszahlen

*ÄSSpÄssen wir nun kurz zusammen: Der Parlamentarismus 
als Kampfmittel fflr das Proletariat h t  deshalb unbrauchbar 
und wird von der Partei abgelehnt, weil er mit steh die 
Wahlbeteiligung, die parlamentarische Betätigung und die ent
sprechende Ideologie bringt. Bestünde der Parlamentarismus 
nur im Einträgen und Beziehen einer Geldsumme — ähnlich 
wie die Eintragung der Erwerbslosen und Beziehung einer 
Erwerbslosenunterstützung — so würde, die KAP.^nicht gegen 
die Ausnützung eines l olehsa Parlam entarism us sein.

m
Wenn also die Partei abgelehnt hat eine Kritik an Schwarz 

wegen der NtedeftegUng des Mandats (was er aus bekahnten 
persönlichen Gründen nicht getan hat) zu üben, tat ste dies, 
weil ste hierin keinen Widerspruch zwischen seinem anti- 
partamentarhehen Bekenntnis and der Nichtniederlegung des 
Mandats sieht. Einer andérn Meinung können nur an anti- 
parlamentarischem Fetischmus krankende Menschen sein.

Der L. G. Ist aber unzufrieden von dieser Entschließung 
der Partei, die sie durch eine Abstimmung herbeigeführt hat, 
weil dadurch die antiparlamentarische Agitation der Partei 
erschwert sein solL Wir geben zu, daß für diejenigen, die der

Betätigung rechtfertigen könnten, die Stellung der Partei ein 
Hemmnis für ihre primitive „Begründung“ des Antiparlamen- 
tarismas wäre. Die Partei bat Jedoch dem geistigen Unver
mögen und der Primitivität bis Jetzt keine Konzesstonen ge
macht und wird auch in der Zukunft keine machen: Wir 
haben schon beim Voklsentscheld erlebt, dafi manche gefürch
tet hatten. ab  pürstenknechte“ hlngesteUt zu werden, da sie 
nicht den Mut und das geistige Vermögen besafien. die richtige 
Stellung der Partei in dieser Frage zu vertreten. Solche 
Mitglieder leisten der proletarischen Revolution Bärendienste. 
Demnach h t  klar, dafi auch das .Argument** des L-G ^dte An
hänger von Ruth Fischer und Korsch halten unseren Genossen 
vor, daß sie aus denselben Motiven wie Schwarz parlamen
tarische Antipariamentarler“ seien, sinnlos ist. Bezeichnend 
ist, dafi die Ruthenen und Korschisten ein solches „Argument 
In Ihrer Presse garnteht vorzubringen wagen, nnd dafi sie 
das nur dort, wo ste mit geistigem Unvermögen rechnen, tun. 
Der L. G. müßte übrigens sdbst wissen, dafi diese Gruppen 
sich offen zur Taktik des Parlamentarismas bekennen, daß 
ste sich parlamentarisch betätigen und womöglich sich wieder 
wählen lassen (stehe Hamburg). Wenn sie sich offen zum 
Antiparlamentarhmus bekannt und keine parlamentarische 
Tätigkett entfaltet hätten, io  würde sich die Partei zu ihnen 
in puncto Parlamentarismus, so wie zu der ehemaligen fc.L.

verhalten^chöiijte von «Uen „Argumenten“ des L. G. für eine 
Kritik an Schw. h t  Jedoch sein Bedauern, dafi die Parlei sich 
bei den kommenden Wahlen der Möglichkeit auf das Beispiel 
des revolutionären Antiparlamentariers Schw. zu berufen, be
raubt hat. Man will also den Führerglauben statt mit einer 
tiefgreifenden Begründung, nämlich mit den Erfordernissen des 
Klassenkampf es. mit der Notwendigkeit der Massenaktion — 
mit der Berufung auf das Beispiel des ..guten Führers er
schüttern. Daran kann man ersehen, wohin eine primitive anti- 
pariamentarhehe Propaganda führen würde.

Wenn aber kein Grund für eine Kritik an Schw. weder 
vom Standpunkt unserer antlparlamenUriscben Stellung noch 

Standpunkt der Interessen der antiparlamentarfachen 
besteht, so kann auch das sogen. Prinzip der 

der bürgerlichen Existenz keine Be
in Nr. 79 der KAZ. h t  das Notwendige

__i und cs b t  erfreulich, dafi der L. G. nicht
■ehr von „seinem“ Prinzip zu reden wagt. Wir würden aber

• “  " ------  •— - Hamburger Genossen darübei
Prinzip schon seit Jahren 
(damit mufi n a tü r lic h e r

_________ niederträchtige Unterstellung z»
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■ 2 T S Ä 2 fS 1 2 T

•nen das Prinzip ..Haltet den

mm

x Die am 27. Setpember 1927 tagende Mitgliederversamm
lung der Ortsgruppe GroB-Hambnrg hat sich in eingehender 
Aussprache mit den Differenzen der Berliner Organisation, 
beschäftigt. Sie ist der Auffassung, dafi die Spaltuag der Or
ganisation das gröfite Verbrechen wäre. Die Hamburger Or
ganisation verlangt, dafi sowohl die Opposition, wie der Ge
schäfts!. HauptausschuB ihre Differenzen dem Kontrollans- 
schufi der Partei unterbreiten. Die Hamburger Organisation* 
ist der Auffassung, dafi das Mittel der Beltragssperre kein 
unzulässiges Kampfmittel ist, d. Il, daB die Genossen, die zur 
Beitragssperre gegriffen haben, noch zur Partei gehören. Sie 
sieht die Ursachen der Differenzen nicht zflm wenigstens im. 
Verhalten der GHA. in der Frage Schwarz. • >

Es ist die Aufgabe des KantroUausscnusses:
1. festzustellen, wie tatsächlich im Reiche die Abstimmung, 

übpr das Verhalten des GHA. im Falte Schwarz ausgefallen h t .
2. sachlich alle Differenzen der Berliner Organisation za 

prüfen und das Material dem Reichsparteitag zu unterbreiten.
Das letzte Wort hat der Parteitag resp. die erweiterte 

Zentralausschufisitzung zu sprechen. Die Hamburger Organir 
sation fordert die schnellste Einberufung eines Parteitages, 
resp. Zentralausschusses, damit diese Differenzen so schnell 
wie möglich aus der Welt geschafft werden und wir wieder 
zu einer aktionsfähigen Partei gelangen. Wahlberechtigt zum. 
Parteitag sind nach unserer Auffassung auch alle Genossen» 
die in den letzten drei Monaten auf Veranlassung des GHA.: 
ausgeschlossen sind, sowie alle Genossen, die zum Mittel der 
Beitragssperre gegriffen haben.

Eine Antwort Berlins aa Hamborg.
(Ueber die Zalässlgkeit der Beitragssperre).

ln der Organisation werden alle Fragen nach dem Willen, 
der Mehrheit der Mitglieder entschieden. Danach hat sich nach 
einer Abstimmung die Minderheit der Mehrheit zu fügen, wenn 
sie die Frage nicht von solcher prinzipiellen Bedeutung hält» 
dafi sie die Spaltung notwendig macht Eine Minderheit, 
welche die Grundlage für den Bestand einer Organisation 
überhaupt is t  Deshalb kann und darf eine Organisation, dte 
sich nicht selbst aufgeben will, die Handlungsweise eines 
solchen Minderheit nicht dulden. ‘

Die Partei mnft von Jedem Genossen verlangen, dafi er», 
unbeschadet von seiner sachlichen Meinung, seinen Pflichten 
der Organisation gegenüber nachkommt, wenn er als Mitglied 
dër Partei mit allen Rechten gelten wilk • >

Ergreifen Genossen. Gruppen oder Bezirke zur Durch
setzung ihres Willens dagegen zu organisationsschädigenden 
Maßnahmen (Beitragssperre pp.) und entziehen sich dadurch 
den Pflichten der Partei, schwäahen ihre Schlagkraft nnd 
verhindern ihre politische Arbeit so stuiten sie sich damit 
selbst außerhalb der Partei, verzichten auf ihre Rechte jah  . 
Parteimitglieder nnd nehmen sich die Möglichkeit ihre Mei
nung im Rahmen der Partei mit sachlichen Argumenten" za , 
vertreten. Sie können durch die Selbstentkleidung der Par» 
teirechte zu keinerlei organisatorischen Versammlungen, Ta
gungen und Konferenzen der Partei zugelassen werden und 
dadurch auch an keinerlei Abstimmungen sowie Parteihand
lungen teilnehmen. Das gilt auch für den Parteitag. 1

Die Beitragssperre und andere organisatorische Kampf- 
mafinahmen gegen die Partei als zulässige Kampfmittel im 
Rahmen der Parteidiskussion anzuerkennen, bedeutet

1. dte Legalisierung von Fraktionen innerhalb der Partei*
2. Die Zerreißung der Partei bei auftauchenden Streit«* 

fragen in mehrere Telle,
3. die Gefahr der vollständigen Aktionsunfähigkeit der 

Partei bei „Zweckmäßigkeitsfragen",
4. das Erscheinen der Parteipresse aufs Spiel zu setzea*.
Es muß daher der Organisationsgrundsatz unbedingt aner

kannt werden (S tatu t Absatt D a  '
Mitglied der KAP. kann Jeder werden, der P rogramm aad. 

Satzaagea aa i rin  aut aad danach h aad Hfl
Die Hamburger Entschliefiung enthält dte theoretische. 

Rechtfertigung zur Zerschlagung der Partei und ist vollkom
men undhkutabel. • \

Mitteilungen
; • :  D btrlk tevt
Am Dienstag, den 1. November 1927:

14.» 13. nnd 6. Bezirk.
1«, 17. und 5. 1, Bezirk,
7„ 3^ 4* 18, und 2. Bezirk.

Lokale werden in nächster Nr. der„KAZ.‘ 
gegeben. 1

Tagesordnung: Bericht der Zentral-

bekannt-

cn 29. Uktooer* ädcdüs ö unr* nnaci 11» 
Jnt. Aktienstraße. ein Bflaatt GrnppeaabeaA 
JM e wJrtachrit fche aad paMhcha Lage“

Sonnabend, den 29. Oktober, abends 8 Uhr, findet l a  
„Stadt Kamenz“, Unt 
mit dem Thema: 
statt.

Für Montag, den 31. Oktober (Refonnattonsfest) h t  eine 
Propagandafahrt in die Umgebung voa Chemnitz geplant und 
werden die Genossen gebeten, sich restlos zn beteiligen.  
Näheres am Sonnabend, den 29, im Gruppenabend.

KAP.
^  —

und für den Inhalt 
Erdmann & C a,

K a r l  S a l a „  
S036.Moritzpl. 6741.

Preis

Organ der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands

Berlin, 31. Oktober 1927
A le Z A te fM  auf H u la  hufflfcnatn Itwfla NW.7, Nr. 82842.
BuchhandL L Arbeiter-Literatur, Bln. SO. 36, Lausitzer PL 13.

Za beziehen durch dte Beairksorganbationen der Partei, 
darch dte Post oder dorch die Buchhandlung für 
Arbeiterlitera tur, Berlin SO. 36, Lausitzer Platz 13. 

Telepbon-Nr.: Moritzplatz 7832.

8. Jahrg. N r 84

Der weiße Terror in Rußland
Die neueste Krise

Ein altes Lied, wenn auch in neuer Melodie, klingt durch 
die demokratischen Gassen, Finanzkrise. Ein altes Lied, wie 
gesag t das alte Lied des deutschen Nationalismus.

Seit dem p rieden“ von Versailles, und seit dem die „Er- 
füllung“ der deutschen Schwerindustrie fette Profite und der 
Sozialdemokratie die Phrase von der „Volksversöhnung“ lie* 
ferte, kennt man die Weise, kennt man den T ex t kennt man 
die in diesem Konzert zusammenspielenden Musikanten. Mit 
dem P ik ta t“ wurden stets die nationalistischen Instinkte ge
kitzelt so auf die A rt daß das deutsche Kapital Ja vor lauter 

•Humanität nur so schwitzt dieweil die bösen Feinde durch 
den Raubvertrag den Arbeitern die Margarine, den Kindern 
die Milch aus der Flasche stehlen. So wurde die Stimmung 
ffir den Rahrkrieg vorbereitet und ffir den grandiosen Infla« 
tionsraubzug den deutschen Proleten eine Gasmaske vorge- 
buBden, damit ihnen die revolutionäre Propaganda nicht das 
Verständnis ffir ihre eigene Rolle nahe bringen sollte. Die SPD. 
nnd dié KPD. bliesen damals in das Hord des deutschen 
Nationalismus, und die III. Internationale lieferte ffir das 
„unterdrückte“ Deutschland frei nach Bucharin die Theorie 
fflr die Landesverteidigung und die Granaten gleich dazu. Das 
w ar der erste große Vorstoß des deutschen Imperialismus nach 

• seiner Niederlage, und dié Proletarier bezahlten, wie 1914 
die Zeche. .
. Aber damit ist es nicht getan Seitdem hat sich das deutsche 
Kapital grfindlich „umgestellt“, weil es eben nur so und nicht 
anders ging. Nach dem zweiten verlorenen Krieg mußt man 
sich auf „den Boden der Tatsachen“ stellen. Man gab die 
offene Sabotage auf und verschrieb sich der sozialdemokra
tischen „Völkerversöhnung“ und dem Prieden“. Man warf 
die sozialdemokratischen Hausknechte aus dem' Regierungs- 
tempel und setzte deren Politik, die einzige mögliche, fo rt Ein 
paar Ministerposten in Preußen reichten aus, um von der 
Sozialdemokratie die schrfftUche Erklärung zu erhalten, daß 
sie' bis zu den Neuwahlen diese Bürgerblockregierung nicht 
mit einem Mißtrauensvotum belästigt und sich m it für die 
dummen Proleten bestimmtem Geschreibsel im „Vorwärts“ 
begnügt, ym den neuen Vorstoß in einer günstigen Situation 
wagen zu können, ist mehr nötig, ah  altgermanische Lands- 
knechtsblödheit. Da ist nötig eine unerhörte Schufterei, damit 
die deutsche Industrie konkurrenzfähig wird. Da ist nötig die 
Rationalisierung, und zur Niederhaltung des ausgepowerten 
Proletariats die Schlichtungsjustiz. Da b t  nöüg, starke Ge
werkschaften, die mit viel Geschick, List, Betrug nnd einem 
Heer von gerissenen Gaunern in der Maske von Arbeiter- 
ffihrern alle Streiks durch Abstimmnngsmanöver, Vertragsver
pflichtungen abwürgen, das Proletariat niederhalten und ver- 
dn mm beuteln. Da ist nötig, Kapitalsakkumulation, Ruhe und 
Ordnung, damit die Anleihen ausländischer Großbankiers flie- 
Ben, um so ein Fundament zu schaffen, auf dem man sicher 
stehen kann, wenn die politischen Verhältnisse günstiger sind, 
■m, wie schon anläßlich des Tannenbergrummels und des 
80. Geburtstags Eberts des Zweiten deutlich wurde, ideolo
gisch und militärisch vorzubereiten den „Kämpf um den Frie
den“, oder „Wfedergutmachu ng altes Unrechts“, oder eine ent
sprechende „Neutralität“ als die Kamrfstellung, die einen Zu
wachs von inachtpolitischer Stärke oder sonstige Konzessionen 
ndt steh bringen wird, so, wie es eben gerade pafit

Uad ütan kehrt in dieses politische Potpouri das alte 
Liedchen wieder vtm dem bösen Reparationsagenten, der die 
Beamte« um ihre Gehaltserhöhung prellt, weil eben die Stenern 
nicht mehr ausreichen, diesem Reichtum eine Gasse za bahnen. 
W eü sonst die prfüUung“ in Frage gestellt würde. Es halten 
|a  aach die „geschädigten Ausländsdeutschen“ die Hände auf, 
a ad  ‘faf Pfaffengesetz siebt einen Haufen neuer Gotteshäuser 
wor hi Gestalt von Konzessionsschulen aller möglichen Arten, 
ao daB man so über 2 Milliarden Mefaiauszaben Aber den Etat 
ansgarachaet h a t /  Hinzu treten noch 500 Millionen In neuen 
Reparatioasaaszahlnngen.

Wenn also dte „Konjunktur“ weiter anhahen and ab  Vor
aussetzung dafür dte Konkurrenzfähigkeit sichergestellt wer
den soO, so mufi der Hnngerriemen wieder enger, n o c h  enger 
geschnallt werden. Die KPD. hat Ja wohl gleich wieder eine 
neue Parole gefunden in den „Besitzstenern“, aber diese Blöd
heit ändert doch nun einmal an der erdgebundenen Tatsache 
nichts, dafi Jeder Pfennig, anch die „Besitzsteuern“, erst von 
den Proleten erschuftet werden müssen, tun überhaupt bezahlt 
werden zn können, ganz davon abgesehen, dafi die kapitali
stische Klasse, so lange sie die Macht h a t sich nicht vor
schreiben läfit w ie  sie das Proletariat betrügen soU. Aber 
selbst wenn die Bourgeoisie „nnter dem Druck der Massen4* 
diese Mehrbelastung durch „Besitzsteuern“ anfbringen müßte, 
würden letzten Endes diese Steuern einzig und allein die Pro
leten bezahlen, denn die Besitzer von Produktionsmitteln, da
zu gehören auch die Händler und die Wucherer, wälzen die 
Steuern ab anf die Konsumenten. Nur nebenbei wollen wir 
zeigen, wie hilflos die KPD. diesen Fragen gegenübersteht 
von der SPD. schon gar nicht zu reden.

Es b t  klar, daft schon ein ganz zarter Wink an den Re
parationsagenten genügte, nm hier einzugreifen, weil dfe Re
parationsgläubiger eben ihre Wechsel nicht gefährdet wissen 
möchten. Die Deutschnationalen und die Deutsche Volkspartei 
brauchen diese Entlastung, denn sie haben die Ausländsdeut
schen, die Beamten mit dem Köder des „sozialen Verständ
nisses“ gefüttert und möchten nicht zum soundsovielten Male 
a b  „Wortbrüchige“ dastehen. Sie waschen ihre Hände in 
Unschuld, und lassen so den deutschen Kleinbürgern fühlen, 
wie herrlich wir doch in Deutschland leben könnten, wenn 
der verfluchte Dawes-Packt nicht wäre, und dafi man sich das 
bei den nächsten Wahlen merken müsse, die natürlich nicht für 
die Erfüllung, sondern gegen diese „nationale Schmach“ ge
richtet sein müssen.

Wenn die SPD. von einer Krise des Bürgerblocks faselt 
so ist das natürlich so zu verstehen, dafi sie darauf spekuliert 
dafi der. wachsende Druck der Kapitalsoffensive ihre „positive 
Mitarbeit“ notwendig macht, um d i e s e  Politik mit Hilfe der 
SPD, fortführen zu können .die lediglich das Ergebnis der 
SPD.-Politik selbst b t. Die KPD. schreit: „Nieder mit dem 
Bürgerblock“ und sagt nicht was eigentlich nun „hoch“ kom
men soll. Man wird aber durch die Parole: p o r t  mit diesem 
Reichstag“ schon belehrt daß sie alles versuchen wird, um 
einen a n d e r e n  Reichstag auf die Beine zu bringen, der/ 
daran zweifelt sie auch selbst nicht im mindesten, das „Werk“ 
von diesem Reichstag fortsetzt

Das revolutionäre Proletariat sieht hier von neuem, 
daß das internationale Kapital nur geschlagen werden kann, 
wenn es an allen Fronten angegriffen, und so der Kapitals
internationale entgegengesetzt wird ■ die Klassensolidari
tä t des internationalen Proletariats. Es sieht weiter, daß hier 
keine lächerlichen Stenerreförmchen helfen können, sondern 
daß die Kapitalsoffensive der internationalen Kapitalistenklasse 
aus den Widersprüchen der kapitalbtischen Produktionsweise 
selbst entspringt und daß diese Widerspräche einen Grad er
reicht haben, die den Kampf des Proletariats um den Kommu
nismus- unvermeidlich machen, w em  das Proletariat aicht in 
Nacht und Grauen der kapitalistischen Barbarei versinken
will.

Ost-

R a tio n a lis ieru n g sm a ssén m o rd
Der italienische 

falda, der nach Südamerika unterwegs war, 
kfiste untergegangen apd hat mehrere Hundert 
Satzung und proletarische Auswanderer, in dte Tiefe 
— Das Schiff war sehr hoch versichertII

Dfe 
alten Eben.1 
Reederei, si 
Fressern, un 
Südamerikas

Dieser 
in die 
betrug.

gehörte B»g«* «w> 
Prositsucht und Profitbedflrfnb zwangen dte

ropa überflüssigen 
a h  Sklaven an dte Pfaatagenmagnaten 

afen.
oder beabsichtigte Massenmord gehört

Amerika und Euroi
Die ökonomische Krise Amerikas bedeatat fflr 

grofien Teil der Arbeiterklasse lange Arbeitslosigkeit aad 
mit Entbehrung in Jeder Beziehung. Der fortwährende 
ström agrarischer Elemente zur Industrie, sowie dfe 
hörliche Verbesserung der Maschinenprodnktion 
noch mehr den schon vorhandenen, hitzigen Wet 
dem Arbeitsmarkt Diese Situation macht es dea 
mern leicht die Lebenshaltung der Arbeiter im Interesse j 
Profits hnmer mehr zn beschneiden. Wir haben hier nicht < 
Resultat des internationalen allgemeinen 
des allein, sondern der wirtschaftliche Verfall des 
a b  fällige Nachernte des Krieges, b t  eine der speziellen 
sachen. Diese Länder versuchen ihre früheren 
dem Weltmarkt vermitteb niedriger Preise, dte auf 
Löhnen basieren, zurückzugewinnen. Der Konkui 
kann nnr auf dem Rücken der Arbeiterklasse ausgefochten 
werden. So muß die kapitalistische Klasse Amerikas, um wohl
feiler zu produzieren und um die durch den Krieg gei 
nenen Märkte weiter zu behuupten, zum Angriff aaf die 
benshaltung des amerikanischen Proletariats übergehen, 
gilt die Losung: Steigerung der Lebtungsfähigkeit Herab
setzung der Herstellungskosten auf ein Minimum durch! 
bau und durch neue Methoden zur Ausnutzung von ArbeM*, 
und Maschinenkraft. Es wird keine Steigerung der 
durch die schon überschüssige Arbeibkraft versucht 
angewandt wird die profitable Methode, die noch mehr, er
fahrene wie unerfahrene Arbeiter anh  Pflaster w irft Ela 
Kampf gegen diese Entwicklung ist nur möglich, indem ste 
selbst in den Dienst der Arbeiterklasse gestellt wird. Dies 
nicht durch die Utopie eines harmonischen Ausgleichs 
Beonrgeois*e und Proletariat sondern durch radikale Aende
rung der Gesellschaftsordnung.

In der Stahl-Industrie z, B  ersetftJn mittels der 
Maschinentechnik 2 Männer 14 bei der Versorgung 
Schmelzofens. In den Eisengießereien ersetzen 7 Mahn 60. 
offenen Ofen b t sogar 1 Mann imstande die Arbeit von 
zu verrichten; und zwei Männer laden mit Hilfe e^nes 
soviel Roheisen ans, wie früher 128., Die Automobilindustrte 
war imstande, seit 1917 Ihre Produktion pro Mann um 210'Pro
zent zu erhöben. In anderen wichtigen Industrien ist die Ver
mehrung der Produktion pro Arbeiter in der gleichen 
folgende: Oel-Raffinerie 70 Prozent Zement 57,8 
Eisen nnd Stahl 58 Prozent Hochöfen 94 Prozent 
Mühlen 39 Prozent, Leder 28*2 P rozent Zucker 273 
Papier 33 Prozent und Schnhe 16̂ 5 Prozent-.

Diese Resultate waren nur möglich, durch dfe schon ge
nannten neuen Formen der Ausbeutung. Die Position, der Ar
beiter bat sich Jedoch nicht dementsprechend 
Amerika, nicht direkt vom Kriege ergriffen,
Aufstieg durch die Versorgung der Märkte Jener 
in den Krieg tiefer verwickelt waren. Ihr ökonomischer 
del lag damals vollkommen brach und bot so den ji 
nischen Waren ein offenes Feld.

Amerika; Beziehung zum Welthandel b t  folgende:
mit 51 Prozent am Roheben, 66 Prozent am Stahl, 51 

zent am Kupfer, 62 Prozent Petroleum. 43 Prozent aa 
52 Prozent am Nutzholz, 65 Prozent an 
42 Prozent am Phosphat 80 Prozent am 
■am Mika, 62 Prozent am Blei. 64 Prozent 
am Seifenstein, 45 Prozent am Schwerspat (Baryt), 55 j 
an Baamwofie.

Damit b t  die Vormachtsteilang Amerikas aaf dem 
markt bewiesen. Dem 
dafi dies der arbeitenden



blatt-Aglta- 
Verrat der 
oden. W as 
en nickt my

stischen Presse, daß die 36—5) ÏTerimge ScUchQMage v o a , 
den Arbeitern als „Gewerkschaftserfolg“ empfanden werden. 
Als z. B. In Böhlen der bekannte ultralinke Bergarbeitei 
Joachim von der KPD. (offenbar in Widerspruch zu der voa 
ändern KPD.-Rednern befolgten Taktik der Unterwerfung 
unter »das letzte Wort der Gewerkschaften“, wie dar KBOc 
Redner in Borna erkuÈrtë) die Niederlage der Arbeiter durdk 
den Schiedsspruch aufgereizt hatte, konnte der voügefressenk 
Gewerksohaftsbonze nnr noch darüber iammern, daß nun durch 
Joachim den Arbeitern die F reude am Erfolg“ verdorben se i 
Nur mit formalen Mätzchen konnte der Bonze in Borna ver
hindern. daß wir zu Wort kamen, dafür sammelten sich em
pörte Gruppen nm unsere Genossen und diskutierten mit uns 
über die jämmerliche Haltung des KPD.-Redners, der erklärt 
hatte, die KPD. habe keinen Anlaß, auf eine Urabstimmung 
zu bestehen, nachdem die Gewerkschaften das letzte W ort 
durch Annahme des Schiedsspraohes gesprochen hätten. Eine 
Anzahl roter Frontkämpfer und £PD,-Genossen haben mit uns 
die Verbindung aufgenommen. ln Zössen hatte unser Redner 
den Beifall eines großen Teils d e f  Versammlung, als er diesen 
Schiedsspruch und der voraufgegangenen Einleitung des 
Kampfes durch die von- SPD. und KPD. gestützten Gewerk
schaften nachwies, daß die Gewerkschaften der Strick am dea 
Hals der Arbeiterklasse sind. Aach hier haben wir Be
ziehungen zu einigen Genossen anknüpfen können.

Wenn in diesem wichtigen Gebiet eine systematische 
Arbeit der AAU. und KAP. einsetzt, werden, sie ihre« 
Einfluß von 1920-21 wiedergewinnen, angesichts des offen
sichtlichen Bankrotts der KPD.-Zellentaktik in den Gewerk
schaften und darüber hinans in die Lage kommen, notwendig 
ansbrecbende Wirtschaftskämpfe im politisch revolutionäre» 
Sinne vorwärts zu treiben. «

Um die Futterkrippen
Hambarie r Probleme.

ln Hamburg ist ein großes Unglück passiert Die SPD- 
und die KPD. wollten gemeinsam Arbeiterpotilik machen, 
uad die Geschichte Ist nichts geworden- Apae Hamburger 
Arbeiter! Um d a  Haar, und der„Sozialismus“ wäre marschiert

Die KPD. hat als Verhandlungsbasis so ne Art politische 
Snuten und Poten vorgesetzt Sie wurde 1a dte Eage p t -  
trieben aad erklärte, daß sie im Prinzip n i e  h l  gegen, &

das aach  beha. bes»en W ß « a nicht a Ä r e  nmchw. Wenn mm

Versammlungen sprachen Redner der KAPD. und AAU. 
nnd rechneten mit der „Politik“  der KPD ab. D er Ver
such, die Redezeit zu beschneiden, wurde in äßen Ver
sammlungen von den Arbeitern selbst abgelehnt Selbst 
die KPD.-Arbeiter scheinen nicht gewillt zn sein, die 
Schweinereien ihrer Bonzen bis zum bitteren Ende aus
zukosten. Die Versammlungen w aren durchweg ein 
voller Erfolg für den Gedanken der AAU. Die „Rote 
Fahne** weiß allerdings nur von ener „eingehenden“ Dis
kussion za erwähnen, nnd von einer „einstimmig ange
nommenen** Resolution, die in der „Roten Fahne“ vom 26. 
erschien, und schon vordem die Versammlungen been
det waren, gesetzt w ar. Daher diese grobe Blamage. 
Da, wie schon erw ähnt, die Meinung in den Versamm
lungen gegen die KPD. und ffir den Bruch mit der Politik 
der „7&rozentigen Gewerkschaftsarbeit“ w ar, können 
w ir uns darauf beschränken, lediglich den Bericht aus 
der Versammlung wiederzugeben, in der Heckert aasge- 
pfiffen w urde und als überführter Lügner abtreten mußte. 
E r zeigt, daß d e r  Gedanke des revolutionären Klassen
kämpfers durch keine Schalmeien, durch keine „Rußland
delegationen“ und durch keine noch so raffinierte Büro
kratie zu ersticken ist, wenn die KAPD. und AAU. auf 
dem  Posten  sind, gerade in den noch brennenden Streik- 
kämpfen, die als Folge der Kapitalsoffensive vollkommen 
unvermeidlich sind.

. Fflr StreMrfrdhdt — Gegen dea SchüchtungsschwlndeL
Mit diesem Thema hatte die KPD. (4. und 5. Bezirk) eine 

öffentliche Versammlung in den .Prachtsälen am Märchen- 
brnnnen“ einberufen.

Als Referent stellte sich der schwach besuchten Versamm
lung der alte Brandlerianer Fritz Heckert vor. Wenn seine 
Ausführungen einen Erfolg gezeitigt haben, so nar den, daß 
den Arbeitern zum Bewußtsein kam; was dieser Measek dort 
erzflhH Ist oberfaul, b t  der vollständige politische Bankrott 
einer Partei. Er sah In den Kämpfcn der ieUten Wochen niKl 
Monaten nur „Erfolge“, die noch weit größer wären, wenn 
die verdammte Bürgerblockregierung mit ihren SchUchtangs- 
ausschüssen nicht vorhanden wfee. Man müsse dtate-Bfirger- 

, blockregteruna hinwegfegen. (Damit für dne  jjpdere der 
Platz frei, wird. D. V .)jw d die Aibetter daraaf aufaterlqgm 
machen, daß sie ihre GewerkschaftstaubMen »winge, aach 
wieder „Kämpfe“  za entfachen, damit aai der einen Seite die 
ßürgerblockbande „mürbe“ gemacht wird und and der anderen

legen (Investieren) Imstande sind, und das, während andere 
Nationen nicht genug haben, um kaufen zu können. Stagnation 
ist die Folge.

194 Delegierte, begleitet voo 157 Sachverständigen, ent
sandt von nicht weniger als 50 Ländern waren unlängst tt» 
Genf versammelt um die ökonomlscehn Schwierigkeiten, die 
einem Wiederaufteberi des „allgemeinen Wohlstandes“ hn Wege 
stehen, festzustellen und Mittel zu finden, sie zu bewältigen. 
Sie demonstrierten klar genug das Resultat der - kapitalisti
schen Entwicklung, sind aber sa keiner Aenderung Imstande, 
ftHn» zugleich den Zusammenbruch eines Teiles Ihrer Struk
tur zn bringen. Die eine Hälfte hat alles, die andere verlangt 
alles. Doch man bewies, daß sich die Hüfte der W d t ia  
Abhängigkeit von amerikanischem Imperialismus befindet. 
Amerika wird die dominterende Macht Während Diplomaten 
versuchen, das Gleichgewicht herzustellen, zerstören es die 
Methodrn d rr Lohnausbeutung, der Zwang zum Profit zwangs- 
Hufig immer metir 3^ '

viele Arbeiter sind noch der Meinung, daß Zahlung der 
Kriegsschulden die ökonomischen Probleme wenigstens für 
Amerika beseitigen würden. Sie glauben noch immer, daß 
der Kapitalismus Ihr Wohlergehen bedeutet; sie sind verdammt 
zur  Enttäuschung. Angenommen, Europa packp all sd n  Gold 
and sende es aach Amerika, es wären gerade 13 Ceitf am 
Dollar, die seine Schulden tilgen würden. Nicht weil ln Ame
rika zu wenig Gold vorhanden i s t  herrscht die wirtschaft
liche Stagnation, sondern weil es nicht angelegt werden kann 
im aBgemelnei^lnteresse; weil es nnter dem Gesetz des Profits 
steht. Eine Expansion der Industrie, die mehr Arbeitskräfte 
in Anspruch nähme, b t  heute undenkbar. Möglich b t  nur, da 
die Märkte der Expansion ihre Grenze erreichen, die Arbeits
kraft abzustoßen. '■*

Der Farmer sagt zwar naiv, „warum werden die Kriegs
schulden «kM In Waren abgetragen, damit ich sie wohlfeilet 
bekomme,“ Jedoch wenn dies geschähe, würde sich die ameri
kanische Sitaation nar verschlimmern. Der Bankgewaltig«« 
G. F . Sinclair sagte: „192% gab die Handelsleitung der U. S. A. 
die Zahlen der Gesamtsumme des Im- and Exports heraus. Nach 
diesea Berechnangea war dte Einfuhr groß genug, am die von 
Amerika geliefertes Waten sn bezahlen, die Zinsen abzutragen 
and noch dnen Teü der Hanptsamme zurückzugeben. Die 
‘Irhaklnnr sandten ans dn  wenig Aber eine Billion Dollar 
W erte an W Ven tan leuten Jahr, das b l  m  .bedeutende

senden Duma statt dessen i  Billion 982 MUfene* Do\\*r W ert 
an Waren.? Dieses bedeutet k b r nnd dafcch. daß das kapi, 

System am Ernte b t  da dte ScMMdperiänder in 
Ihrem Jetato» Zustand verbleiben müssen. Wäre es anders, 
so nar aaf Kosten A m e r ik a s ^  das b t  Widersinnig.

u r t .  v a r s  ä ä s e ;
tapg zielt daraaf hin, diesen Widerspruch noch mehr zn rer-

^ ^ ü m  Europa steht e^ ^ t o  schlimmer als vor dem Kgeg* 
Trotz a|ler finanziellen Hilje durch Anleihen b t  es praktisch 
gMonmyn noch immer *1* Pauper. Die arbeitende Klass*. 
kan? mir einen Schluß daraus stehen: Der Verfaß des kapi- 
fojuthrfrffl Systems zeitigt die verschiedensten Kollisionen, 
deren leidtragendes Objekt dte Arbdter aller Länder stad. 
Dieser Zustand läßt sieb unter Privateigentum aad kapitalisti
scher Produktion nicht ändern. Es hilft dagegen kdn partiku- 
laristischer Kampf (Teilkampf), sondern nar der Internationale 
Klassenkampf, durch welchen die Arbeiter die neu-orgunlstertt 
Gesellschaft erringen, sowie das soziale Eigentum a b  Mittet 
der Produktion und sozialen Verteilung.

I14 ledern Lande b t  <iie schärfste Unterdrückung der Ar
beiterbewegung In Wirkung. Die Proletarier verhungern in
mitten der Fülle, well sie za viel produzieren. Am angenschein- 
ßchsten ist dies hrAmerika, wo die arbeitende Klasse la bezug 
aaf das, was sie produziert, am mebten aaugdteutet wird. 
Dte Gewerschaften können steh, mit dieser Sltaatkm aicht 
messen» da ste eine uavollkommane and absolut veraltete Or-

haben kanuT In béide» Partctaefämgen ist min dea laugen nnd 
^ ^ t o ^ W ^ d a ß

SpD?Ür6eiter noch fange ^ t  ansehen werden, wie Äffe 
Partei den ItommunisimK den NosUden pfundweise zam Fraß 
hin wirft?  __________  1

KPD- — tot! 
Hoppial Wir leben. Rot Front!
Man schreibt ans:
Unter obiger Stichmarke zeigt die Rote. F ro a td a s  Organ 

des RFB. (E.V.) ihren Lesern ln dnem LeiUrtikd den Jf i k 
sten „Wahlsieg“ der KPD. in Hamburg und Königsberg, ha 
Bütte. Das b iatt wiü damit beweisen, daß die tot gesagte 
KPD leb t Daß demso b t  hdgt das 2. BB4 wo eine

g S Ä Ä - Ä t  s ä
behrt nicht einer gewissen „Komik“ für Dumme nnd Denkende.

Der Herr Heckert wurde während der Red* sdnes dge» 
nen Genossen hnmer unruhiger. Wer weiß warum, ans Angst 
oder vor W ut? Für unseren Genauen wer es nun d n W ch -

^ r ^ n ^ Ä l s i e  von demOüecb» i n ^ e

ln Arm mit der Bürgerblockbaade marschiert. Wem. ste das 
erkennen, so  *r,n" ihre Antwort nur baten:

nd somit eine 
Amerika muß, am konkurrieren x 
den gleichen P reb  absetzen. Das zu 
den Angriff aaf die Steüang der Arbeiter 
der Löhne. Verlängerung der A rbeitszdt Zerstörung der re- 
vointionären Organisationen, Einführung neuer Maschinen und 
noch mehr dergleichen Dinge, die sich aus industriellen Be-

Arbeiterpolitik. die nach detx Angaben des Manifestes zur Ver
fügung gesteUt werden: sollen, nur ein Bruchteil in die Hände 
der Arbeiterschaft gelängt.

Immer näher rückt der Tag des bolschewistischen Jubflä- 
mrtis in Rußland. Und )e näher er rück t desto lauter tönt das 
Trommein und Blasen der auf höheren Bdfehl ertönenden Pauv 
ken und Schalmeien, desto eifriger Werden die Bemühungen 
der Machthaber, die Bläßen nnd Risse in dfcr höheren Jubi- 
UnmSstaffkge mit Fahnentuch und rotem Krepp-Papier unsicht
bar zu ihathen. Die Reklame und der Bluff feiern Orgien, wie 
wir sie bisher nur aus dem früher einzigen Lande der unbe
grenzten Möglichkeiten, aas Amerika vernehmen. Unter die
sen Manifesten ragt eines hervor. Es beschäftigt sich mit den 
„"GèsèltedVeri“, die dfe russische Regierung znm Jubiläum an 
die Bevölkerung austeQL

Wer von diesem Manifest oder unter diesen Geschenken 
irgend etwas sucht bzW. erw artet das auf eine Aenderung 
des' bestehenden Kurses hlnzlelt der muß schon so dtimm und 
politisch farbenblind sein wie die Scholem, Ruth Fischer und 
Korsch. Im Gegenteil: In diesem Manifest wird der Kurs, wie 
er auf dem 14. Parteitag mit Deutlichkeit aufgezeigt wurde, 
mit erfrischender Deutlichkeit weifergesteuert. Das feste 
„Bündnis“  dter Arbeiter und Bauern mit der Nep, d. h. die Ka
pitulation dèr Arbeiter vor der russischen Bourgeoisie wird 
erneut bekräftigt

Damit wird klar, daß die „Geschenk^“, die die Stalin- 
regierun£ von oben her dekretiert selbst wenn sie so reich
liche Wären, wie der Anschein erwecken soll nnd selbst 
wenn sie wirklich allein der angeblich herrschenden Klasse, 
dem Proletariat zugute kommen, zum Range bloßer Refor
men im Rahmen des kapitalistischen Systems herabsinken, 
wie solche von den Sozialdemokraten und Reformisten vieler 
Länder seiner Zeit versucht und dnrehgeführt wurden. An der 
allgemeinen Znrflckdrängung des Proletariats in Rußland bb 
znm völligen und offenen Siege der russischen Bourgeoisie wäre 
damit nichts geändert. Wie wenig solche Reformen an dëm 
Gang der Dinge ändern, bewiesen uns unlängst die Geschicke 
des Wiener „Gemelndèsótialismns“, der mit den Mutigen Er
eignissen des Juli 1927 seihen Höhepunkt endgültig überschrit
ten h a t Aber die „Geschenke“ des Stalinschen „Sozialbmus“ 
trägen ihre Klassenfeindlichkeit und ihre Unzulänglichkeit anch 
sonst ah der Stirh. Def Reformismus ist objektiv zur Unmög
lichkeit geworden; auch in Rhßland.

Zunächst ist zu bfe merken. daß die Stalinregierung nicht 
etwa nnr dem Proletariat etwas „schenken“ wiiL Sie begreift 
in ihre Fürsorge auch dfe „armen“ und insbesondere den be
rühmten „Mtttelbadern“ ein, hinter welchem „mittleren“ Be
griff sich niemand anders als der Kulak verbirgt (Bereichert 
Kuch, sagte Bucharin.) Sie will also üh besten Falle die „Vor
sehung“ Über dett Klassen spielen. Das war bisher noch die 
t ó l e  jeder bürgerlichen und besonders kleinbürgerlichen Re- 
gféteng. ;__ . ___' '  ’

Das Prunkstück des Manifestes b t  aber der angeblich 
verheißene Siebenstundentag. Schon versuchen dte Agenten 
der KPD. allenthalben, mit der Lobpreisung dieser neuesten 
»Enmngenscba^*4 im Arbeiter- und Banêrnpat'adïes den nèof- 
sien schmählichen Verrat der KPD. an den mitteldeutschen 
Bergarbeitern, den Berliner Hochbahneru usw. znzudecken. Da
bei steift1 sich heraus, daß diese „Errungenschaft“, wenn wir 
auch selbst nur den Wortlaut des Jubflänms-Manlfestes be
trachten, sich zunächst ab  Zukunftsmusik, Ja sogar ab  ein 
recht unsicherer Wechsel heraus. Es heißt nämlich do rt 
daß „der Uebergang vom Achtstunden- zate Siebenstundentag 
erst tan Laufe der nächsten Jahre sIchergesteHf* werden soll. 
Doch soll, wie dasselbe Manifest besagt, diese Rdorm „unter 
Berücksichtigung der Ratioaaüsieruag d e r  Betriebe uad des 
S tdg tfe  der Arbeitsproduktivität“ begoaaen werden (Impr. 
Nr. 103, 21. Oktober 1927). Noch deutlicher wird die „Präwdä* 
vom 18. Oktober. Sie schreibt: „Diese sieben Stunden aber 
werden die Staaten dner immer genaueren. Immer ruttead- 
leren, immer orgaabierteren nnd daher Wteter produktiveren 
Arbeit sein. Der Uebergang züm Siebenstundentag muß uns 
lehren, jede Minute zu schätzen, unsere Zeit voll auszunützen.. 
Er muß die verfluchte Qblomow-Psychologie des Sprichworts: 
„Die Arbeit b t kein Frosch; sie hüpft uns nichf davon“ zer- 
schmetfern (Impr. Nr. 103). Das liegt dufchaus in der Rich
tung jenes Artikels in der „Roten Fahne“, in dem der russi
sche Gewerkschaftler Z. Leder vor etw as über Jahresfrist das 
Wesen der russischen Rationalisierung schilderte und aus
sprach. daß diese .entsprechend der ln Rußland herrschenden 
Kapitalsnot weit weniger eine Rationalisierung des Apparats 
als eine bessere Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft in 
sich schließe (R. F. 21. Februar 1926). Was nur natürlich b t  
nachdem mit der Nep der Kulak dén Markt beherrscht nnd 
die einseitige Herabsetzung der Preise der. Industrieartikel {or
dert und in steigendem Maße durchsetzt.

Der russisch? Arbeiter hat sich also, selbst wenn der 
^ e ü te  Siebenstundentag“ durchgesetzt würde, in nichts verbes- 
ä E Ü W e  Verkflrzuilgder Arbeitszeit wäre dm*ch dte Steige
rung ihrer Intensivierung anfgehbbett  Der Grad der Ausbeu
tung bliebe derselbe.

Interessant ist ferner, daß nach dem Leitartikd der Inprekor. 
v°m 25. Oktober der Siebem^mi ^ ^ n a r  dén vtrStaat-

schreckt also dte russische Regleniag torüclc Ste w e ä fw K  
sie Harriman und Ktn^p sdMIdtg ist.

Aber dne ganz wunderbare Entdeckung macht Herr Sta
lin außerdem. Ih den Tbesèa der Agftptop dm  Ekki t*r Jn- 
bfläSfasWe^r. dfe m  Nr. iM der Inpreta*.. abgedrtickt sind, 
teift er tiählldi mit. da l der Stebënstnhdèlttag ln 
eigentlich sdran &  is t  jÖer tatsächliche Arbfcttstag w iri mit 
jedem Tage « d n « “, hei« es hier. Er taibe bereits hp Jd tfe  
1^23 nur 7A hn Jhfcre 1925 7*  und 1926 -  7$  Stebden be
tragen. Öa Wir béate 1«?7 zählen, so sihd wahrschein
lich diesem Ziele noch näjfcer geruckt. Die russischen Xtbelfer 
körnten also beruhigt sein. 6 s  wird sich, wenn sie Staün 
Glhhbfen schenken, rißt der „EMOtrung d n  SiebfemarihdtefaK 
ges“ an den bèstebendèn VeiHrffhbSëh nldfts ändern.

Die Rechnung hat aber noch ein anderes Loch. Sie 
stimmt überbauet nldht JW èr deutsche AMtelter weiß, wie 
teicht sich Jede Arbeitsverordimhg durch die Ableistung von 
Ueberstunden umgehen und Illusorisch machen läßt. Niemand 
wird behaupten, daß in Rußland keine Üéberstünden geleistet 
Werden.

Im russischen Arbdbgesetz sind sogar Ueberstunden offi
ziell zugelassen, wenn anch angeblich „nur in wenigen Fäl
len“  (s. Inpr. Nr. 123, 1926, S. 2116). Ja, selbst bei den Ju
gendlichen werden Ueberstunden geschoben, wie der Brand
lerianer Georg Schumann auf der Tagnrig des Zentralrates der 
RGI. Im Jahre 1926 zugeben mußte. Wie es mit den „weni
ge®“  F&len aussiebt'däfttr einige Spezialbelege. Sb meldete 
dfe Trud. dns Organ der rassbehea Gewerkschaftea, am 9. 
Oktober 1924:

Sehen wir nns nunmehr an, was die Stalinregierung im 
■einieHfeü gSflSbéktn*4 will. Es ist erbärmlich wenig. Ein 

„zur Hebtmg dér materiellen Lage der ärmsten 
ui»d überhaupt der schwachen“ Bauernschaft,
eine teifwebe ^diuWenstreicWog“ für , „die Bauernschaft“ 
schlechthin, 10 Millkxien Rubel fta  „die Ordnung der Boden
verhältnisse aBer armen Bauern“ sowie der „wlrtschaftfich 
schwucben MitteteaneraT, die schrittweise Einführung { elfter 
staatlichen Altersversorgung für die „Wirtschaftlich schwachen 
Schichten der Bauernschaft“ — von den Proletariern wird 
nicht geredet —, die aber erst „dem nächsten Sowjetkongreß 
vorgelegt“ Wird. Dazu ganze 15 Millionen Rubel lür den Neu
bau von Schulen und eine Erhöhung des Fonds für Krieger
renten, das b t  neben den Phrasen über den Siebenstundentag, 
auf die wir noch zu sprechen kommen und dner Erhöhung des 
Banfonds für Arbeiterwohnungen um sage Und schreibe 50 Mil
lionen Rubd für das ganze, große, weite Rußland. (Impr. 
ftr. 103, 21. Oktober 1927). Aber ätob dieses wenige stoht zu
nächst auf dan  Papier. Und Lassalle lehrte, daß Verfassungs
fragen Machtfragen sind. Das gilt bestimmt auch ffir „Sowjet**- 
rußland. H it doch dte JJCatiotedbierang von-Grund und Bo
den“, die dortselbst ebenfalls auf dem Papier dekretiert wurde, 
zur schamlosen Ausbeutung des Bodens wie der menschlichen 
Arbéitskraft durch d e  Ktüaken geführt wofür niemand anderes 
a b  Klara Zetkin ab  Zeuge dienen kaan. Dte politischen M»cht- 
verhältnisse richten sich aber nach den ökonomischen. Und die 
wirtschaftliche Macht aaf dem flachen Lande — d. h. in neun 
Zehnteln der russischen Wirtschaft — b t dien ia den Händen 
des bäuerlichen Privatbesitzes, der längst dte Legalisierung der 
landwirtschaftlichen Lohnarbeit erzwungen h a t Das Manifest 
sdbst w ebt ans diese Richtung. Bezeichnend ist das Spiel, 
d as  im Text dieses Manifestes mit dem Begriff der „wirt
schaftlich schwachen Bauernschaft“  ‘— getrieben wird. Einmal 
wird sogar ausdrücklich vom „wirtschaftlich schwachen Mit
telbauern" gesprochen. W either Agrarier fWWt steh dcht 
-notiektend“, wo es gift, staatliche Liebesgaben *  erhaschen? 
Oud daß diese sowie di* Traktoren nnd aller übrige Segen'von 
oben ia die Bände der Öesitzendêu gelangt, dafür sorgt schon 
der Dorfsowjet der nach den Grundsätzen der Staßnschen 
„Demokratie“ zusammengesetzt b t  Wénn die „Rote Fahae“

J a r a d m U  d u  H u p t der russisch« 
nämlich auf dem Plan erschienen. Er f o r  
nationalen Pressekorrespundene ntebts mehr

uad Kagd. Es Ist das erste Val, daß diese Fordert* 
erhoben wird.

„w er die eiserne Disziplin der P nrtd  schwächt“, 
dieser moderne Torquemade, „hilft faktisch dér 'Bo* 
Das Statut der Partei fordere „Ausschluß aus é tr  F 
Mitteilung des Vergehea» aa die V erw alla«s- a i« ' 
bebördea44 (Inprekor. Mr. 104, 25. 10. 2t). Und Jai 
nennt auch b e rd b  die Namen der ersten Opfer.

Der weiße Tenar la seiaer achirfstea Ferm wüte 
bad. Die KßP. hat nie v erb eu t daß dfe Sinowj

tSér wsiS« Terror M te U »

Die Verkürzung der Arbeitszeit im luftleeren 1 
tet, b t  sehr oft überhaupt keine Er 
eine reformistische, sondern d is  Gegentfcfl 1 
werden MQBoneu Kurzarbeiter ln dèn 
von den Erwerbslosen ganz za schweigen, Herrn ! 
zeugen können. Von hier aus betrachtet, gewinnt 
ßung der rassischen Regierung Mnslchtßch des 
taghs ein andere«, wenig JabÜäurosmäßlges Gesicht 
beltslodgkett ln Rußland nimmt bedrohliche Formen an. 
wächst ständig. Sensationell aber sind <fie Ziffern, mit 
der Volkskommissar Kulblschew aui der Ja 
Zentralexekutivkomitees in Leningrad heransrückte. Er i 
nach der „Roten Fahne“ vom 22. Oktober, der Arbdterfiber- 
schuß würde „in der Winterzeit bb zu 8 
betragen.“ Danach käme also selbst nach den 
gaben bei 8 Millionen Industriearbeitern anf Jeden ih der In
dustrie Beschäftigten ein Arbeitsloser. Ob diesen Arbeitslosen 
in JubUänmsschnee und Jubiläumskälte wohl festlich zu Mute 
ist, wenn die Schlitten der Herren Volkskommissare am 7. No
vember vorübersausen? Wir bezweifeln es um so mehr, ab . 
wie der Brandlerianer Georg Scfnhnatttr inf vbPfttëft ̂ Jaife *WÊÊ 
der RGI.-Tagung zugab, daß nur ein Drittel dieser Arbdtslosen 
Unterstützung empfängt, Diesen Unglücklichen maß 
Illusion, irgendwie die Möglicbkdt anf Arbdt vorgaukeln, 
könnte hierzu besser dienen ab  die Perspektive anf 
Verkürzung der Arbeitszeit. Die Leute um Stalin sind geris
sene Demagogen. Doch anch die gerissenste Demagogie muß 
eines Tages an den Tatsachen zerschellen, nnd der Tag wird 
kommen, an dem des russische Proletariat seine Peiniger 
durchschaut und Vergeltung übt.

Wir können im Rahmen dieses Artlkeb auf die 
Lügen der Bolschewistenpresse hinsichtlich der 
geblichen Errungenschaften, wie Steigerung der 
Hungerlöhne“, „Anwachsen“ der Staatsindustrie, 
nunmehr ohne „stürmisches Tempo“ usw. nicht näher 
gehen. Aber welchen Glauben kann ein deutscher Arbeiter 
einer Presse schenken, die noch am 15. Oktober 1927 verkün
dete, daß der ReaOohn des deutschea Arbeiters vom 1 . JuH 
1924 b b  zum 1. April 1927 ve» 66 anf 70 Punkte 
(inpr. 15. O tt) .  Oder kann eia Arbeiter dner 
der russischen trauen, dte vor 
dér russischen Staatsindustrte
bietend auspreisen IteB, das Außenhandelsmonopol auch formell
aufzugeben beginnt, dfe der ikdtiiVlau ffiirhii a ein Granaten
lieferte? (1924.) Wir * ‘

------------------------ ----------
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Tornier al*

In der Presse 
Geschrei darüber

lüber den Streikenden diePolizei einsetzen, nm gegen 1—  :----------- -- -----
nnd Ordnung zn bewahren. DaB aber die Herren Bolsche
wisten nicht anderes machen, beweisen nicht m r  die Massen- 
verhaftungen nnd Verbannungen revolutionärer Arbeiter ln 
RuBland, sondern anch ein kleiner, aber bezeichnender Vorfall, 
der sich nenlich in Lichtenberg zutrag.

Dort waltet der „kommnnistische“ Stadrat nnd Reichs
tagsabgeordnete Ernst Torgier seines Amtes als Vertreter des 
Magistrats in Sachen der Kriegsbeschidlgtenffirsorge. Nun 
hat sich bekanntlich der Internationale Band der Opfer des« 

■T Krieges nnd Arbeit gespalten. Wir wollen die Gründe nicht 
ausführlich behandeln, aber es steht fest. daB ein TeU der im 
I. a  befindlichen Arbeiter mit der von der K. P. D.-Bürokratie 
durchgesetzten reformistischen Politik, die sogar zur Stimm
enthaltung hn RelchsansschuB gelegentlich der Hindenburg- 
spende führte, nicht einverstanden war. Es entstand der I. L. 
Unabhängige Organisation. • ,

Die Ortsgruppe Lichtenberg dieser Organisation beauf
tragte ihr Mitglied Wolffenstein mit der Vertretung ihrer Inter
essen vor dem „Roten“ Magistrat in Lichtenberg. Aber der 
Arbeiter nnd „Kommunist“ Torgier lenkt, nnd zwar so, daB 
die bürgerliche Ruhe nicht gestört wird, mögen auch die 
Kriegsopfer verrecken. Der Genosse Wolffenstein erhielt 
■fmlirli das folgende Schreiben, das wir im Wortlaut ab- 
drncken.
Bezirksamt Lichtenberg \ den 6. Oktober

Stadt Berlin ' Berlin-Lichtenberg,
Tagebach Nr. K. B. H. J. - Eingegangen den
Es wird gebeten, die 15. Oktober 1927. I
obige Tagebuchrajnmer 
in der Antwort anzugeben.

Aaf das Schreiben vom 10. Oktober 1927 erwidern wir 
ergebenst, daB wir leider nicht in der Lage sind, die Vertre
tene der Interessen Ihrer Mitglieder durch die im Schreiben 
M i  ML 8 — amicr  1W7 benannten Personen .zuzulassen, so 
lange iuw«t «uc AaorKoaouag der Organisation dnrch dm 
■ofefcsansschaß erfolgt Is t
Fürsorgestelle für Kriegsbeschidlgte und Kriegshinterbliebene. 

,»* >iiy Torgier.
------- An den I. L. der Opfer des Krieges und der Arbeit.

Zn Hinden des Herrn Wolffenstein.
Hier SonntagstrsBe 10.

In lenem RekhsausschuB sitzt neben dem Kyffhäaserbund 
dem Deutschen Kriegerverein nnd dem Natfonalverband der 
Offiziere, anch Herr Kuttner von der S. P . D„ der bekannte 
Arbeitermörder aas der SpartakuszdL •

Hakenkreuz und Sowjetstern und dazu ein bischen „Eta 
heitsiront“ mit der S. P .D .,  das charakterisiert nicht ra r 
S S ?  T i f i S :  sondern darüber U m ns die gesamte Politik 
der K. P . U. Die bourgeoisie kann sich zn diesen neuen 
Gesetzeswftchtern beglückwünschen.

Aus dar Partei

des B ezirks Groß-Berfins za r  Resolution
*  a

* 9  K

Intoressaftigemelnschaft
AikofcofcaoHaL — fm lUlitaBBHrhaltia

Der durch Schiedsspruch des staaUichen Schlichters bei
gelegte Htigige Brauereiarbeiterstreik zeigte neben dem un
geheuren betrug an streikenden Arbeiterkategorien, durch den 
staatlichen, gewerkschaftlichen Schlichtungsschwindci. die mo
ralische Verkommenheit der heutigen kapitalistischen Gesell
schaft, die so viel schreit von Lehrlingsschutz und der sitt
lichen Verrohrung der Jugend.

Das Brauereikapital, das in den leuten Jahren ungeheure 
Mengen für Dividende an ihren Aktionären ausschütten konnte, 
sah ihren Profit durch diesen Streik gefährdet und so muBten 
die Lehrlinge heran, um den bedrohten Profit zu retten.

ln der Schulthelß-Patzenhofer-Bmueret A bt Nord-West, 
StromstraBe, wurden voa selten der Braumeister neben etwa 
15 Strolchen von der Teno, sämtliche Lehrlinge, ob Böttcher, 
Brauer etc»,. zur Streikbrecherarbeit herangezogen, um das 
lagernde bier zum Versand fertig zu stellen.

: Es wurde natürlich übpr die allgemeine übliche Arbeitszeit 
der Lehrlinge hinausgéhrbeltet Und die Ueberstunde bei Lehr
lingen Im dritten Jahr mit 50 Pfennig bezahlt. Auch mit dem 
Bier, von dem man den Lehrlingen sonst pro Tag 1 U tergab , 
wurde nicht gespart Da schadet es nicht, wenn die Lehrlinge 
In der Woche drei- oder viermal besoffen waren.

Das Tollste ist allerdings, daB den Lehrlingen nicht ge- 
stattet Wir« während des Streiks die Fortbildungsschule zu 
besuchen. Da kräht auf einmal kein Hund noch Hahn danach, 
ob die Lehrlinge die Schule besuchen oder nicht während man 
sonst gleich uurch die Schule den Betrieb über Jedes gering
fügige Vergehen odef Schwänzen eines Lehrlings benachrich
tig t Da hagelt es gleich Entlassung. Anzeige oder Dresche 
vom Meister. Doch hierbei Ist alles gestattet darin sind sich 
die Kapitalisten und Schule einig. Als Belohnung gab es noch 
für die Lehrlinge, die Streikbrecherarbeit verrichten mußten, 
nach beendiguiig des Streiks pro Lehrling 50 Mark. So Ist e» 
halt in der schönen, deutschen Republik, wo man das Leben 
und die Gesundheit der Jugendlichen so sehr schützt

Doch auch die Lehrlinge müssen sich frei machen von den 
Fesseln dieser Unerwürfigkeit und gemeinsam mit ihren Brü
dern in der Kommunistischen Arbeiter-Jugend den Weg ihrer 
Befreiung gehen.

. Anträge uiid Resolutionen
Eatschfiefiang B arlias Aber dte Aufgaben d e r Koatro*-

Nach dem Organisationsstatut hat die* KK. die Aufgabe. 
Organisation und Kassenführung des GHA. zu kontrollieren. 
Das bedeutet, das der KK. politische Rechte nicht zustehen, 
sondern nur organisatorische. Die politische Kontrolle hat zu
erst finnni der Vorort des GHA. und endgültig entweder 
eine ZentralauschuBsltzung oder der Parteitag.

Bel den vorliegenden Differenzen in der Partei kann also 
KK lediglich prüfen, ob der HA. ln korrekter Weise die 

I iu der Partei vorgenemmen h a t  Zum ändern 
_____  bezog auf die Ffawnzgebarang des HA. beanstan

d i ß % S S  angenommen werden, wenn sie dadurch 
ä t e  Schidigung der Partei befürchtet. Die Entscheidung 

der ZA. oder der Parteitag. Die KK. geht aber über 
nfese hinaus, wem sie einmal verlangt daB sie 
der prinzipiellen Differenzen angerufeu .werden 
ändern, w em  sie dte Einberufung einer Zentral- 
iuug verlangt Dieses Recht steht m r  den Wirt- 
Len zu. resp. dem GHA. selbst 
e au* dem V«

über „die Frage der Parteidemokratie“ für vollkommen nn- 
diskutabel, und zwar ans folgenden Gründen: .

1. -Die Resolutioa führt aas. daB „dk  Körpersdarftea Are
Funktion in unzulässiger Weise mißbrauchen, und die Genossen, 
die Gegner der Beibehaltung des Mandats sind, provokatorisch 
zu majorisieren versucht haben**. Dieses Verhalten sei darin 
zu erblicken, daB Schwarz ^anf Beeinflussung maßgeblicher 
KAP.-Genossen sein Mandat nicht niederlegte“.

2. daB die Vertreter des GHA. über ihre eigene Haltung 
mit abstimmten;

3. daß sogar mit der Niederlegung des Redakteurpostens 
gedroht wurde.

Zu 1) Die Therminoiogie der Leipziger Genossen scheint 
absichtlich so verschwommen gewählt zu sein, um einer Ida« 
ren Stellung auszuwelchen. Die Körperschaften haben offea 
zu einer sachlichen Frage In einer eigens dafür onberanmtea 
Sitzung Stellung genommen. Sie können und wollen nicht ver
hindern, daB durch einen sachlichen Standpunkt Jemand „be
einflußt wird. Sie nahmen dazu Stellung, nachdem bereits 
— ohne Beisein des Genosen Schwarz — die Fraktion EL. 
ohae Kenntnis des GHA. entschieden batte. Wenn die „Beein
flussung“ dardi das Aussprecben eines sachlichen Stand
punktes ein „Mißbrauch der Funktion“ sein soll, so Ist über 
eine solche Auffassung nicht mehr zu diskutieren, weil sie nicht 
ernst zu nehmen is t

Zu 2) Die Behauptung in der Leipziger Resolution, in 
einer Berliner Mitgliederversammlung stimmten die Vertreter 
des GHA., dessen Haltung gemiBbilligt werden sollte, über 
ihre eigene Haltung ab, um eine Mehrheit zu erreichen, ist 
falsch. Der GHA. zählte z. Z. 3 Genossen, die sich an der 
Abstimmung in der Mitgliederversammlung nicht beteiligten. 
Die „Körperschaften“ von Partei und Union umfassen zirka 
50 Genossen. Ihnen bei der Abstimmung über ein Vertrauens
votum des GHA. das Abstimmungsrecht zn nehmen, wäre 
ein Hohn auf die Parteidemokratie.

Zu 3) W em  ein Genosse In verantwortlicher Funktion bei 
einer taktischen Entscheidung in einen Gewissenskonflikt ge
rät und erklärt daB er sich außerstande fühle, die beschlossene 
taktische Linie zu formulieren, so Ist das absolut korrekt 
AnBerdem hat Jeder Genosse das Recht seine Fraktion nie
derzulegen. wie die Partei Jederzeit das Recht h a t  ihn zu
rückzurufen und dnrch einen anderen zn ersetzen. Die Auf
fassung in der Leipziger Resolution, einen Genossen zn zwin
gen, zu einem Wortführer und Verteidiger einer ihm ent- 
gegenstebenden Meinung zn werden, führt zu geistiger Kor
ruption und zur „Bobchewtsierrag*4 der Partei, und ist abzu
lehnen. Die Aneinanderreihung solcher, aa sich nebensäch
lichen, In der Art der DarsteBnng irreführenden Teile der 
Rundschreiben der „Opposition“ zeigt ein beklagenswert 
tiefes Niveau der Diskussion.

Die „Verurteilung“ der Opposition, verbunden mit der 
Forderung der Zulassung zu Reichs- und Bezirkstagungen ist 
eine versteckte Solidarisierung mit parteischädigenden Elemen
ten, nnd eine offene Sanktion der selbst als „unzulässig“ er
klärten • Beitragssperre. Aus diesem Grande sieht die Orts
gruppe Groß-berlin in der Stellungnahme Leipzigs eine op- 
portunistiscb-bolschewistische Verschleierung der tatsächlichen 
Absichten der Mehrheit der Ortsgruppe Leipzig und lehnt 
dieselbe auf das Entschiedenste ab.

•  •
GewerkscfcaftszasehSrigkeit voa Parteigenossen.
Jedes KAPD.-Mitglied. das gegen Entgelt beschäftigt is t  

muB Mitglied der AAUD. sein. Mehr als einmal ist an diesem 
Grundsatz der Organisation gerüttelt worden nnd oft haben 
sich innerhalb unserer Reihen Diskussionen entwickelt deren 
Abschluß und Lösung für die Organisation nicht immer günstig 
war. ln verschiedenen Fällen haben Ortsgruppen und Bezirks 
Wege beschritten, die den Prinzipien der Organisation zu
wider laufen. Die Berliner Mitgliedschaft fordert deshalb vom 
ZK . daß er dieser Frage besondere Aufmerksamkeit schenkt 
und die Wirtschaftsbezirke auffordert, obigen Grundsatz durch- 
zuführen. -Die Berliner Mitgliedschaft anerkennt wohl, daß es 
Fälle .g ib t wo KAP.-Genossen ihre Mitgliedschaft in der 
Union aufgeben müssen. Aber mit diesem Schritt muß auch 
die Partei das organisatorische Band zu diesen Genossen 
lösen. Die Aufgabe der Partei ist es, dann mit diesen Ge
nossen, die noch ideologisch zu uns stehen, die Verbindung 
aufrecbtzuerhalten, damit die ideelle und materielle Kraft für 
die Bewegung erhalten bleibt Jede andere Lösung — sei es 
die der öffentlichen Infamierung der Genossen in der Presse 
oder die des „Hinwegsetzens“ „über die Gewerschaftszuge- 
hörigkeit von KAP.-Genossen — Ist abzulehnen.

0 . * *

Resolutioa der Ortsgruppe Mainz.
Die Gruppe Mainz der KAP. verurteilt das Vorgehen der 

Berliner Opposition in der Angelegenheit Schwarz, da deren 
Maßnahmen dazu geeignet sind, unsere Organisation zu zer
stören. Beltragsaperre bedeutet Loslösung von der Organi
sation.

Zum Fall Schwarz lehnt die Gruppe Mainz die Stellung
nahme der Opposition als unsinnig ab. .  _

* '#
EntschlieBang der Ortsgruppe Halle.

Die Ortsgruppe Halle Ist der Auffassung, daß nur, wer 
das Programm der -KAPD. anerkennt, aufgenommen werden 
kann, dagegen Ueberführungen von Zellen oder einer Organi
sation (EL.) bedeutet oder ergibt immer ein Kompromiß.

D er^Fall Schwarz“  ist für die Ortsgruppe Halle durch 
die durchgeffihrte Urabstimmung im Reich endgültig entschie
den und ersucht den GHA. in diesem Falle zur Tage^>rdnung 
überzugeben. __

Die sogenannte Opposition, welche sich durch Beitrags
sperre usw. außerhalb der Organisation gestellt h a t k r  is* 
nicht mehr za halen; dieselbe ist durch Leipzig. Berlin-Bran
denburg und Halle durch Entschließungen ersucht worden, 
ihren Verpflichtungen nachzukonunen, und daß sie nur durch 
Aufhebung ihrer Sperre zum Ziele gelangen kann.

/  Alle diese Aüffpcderungen haben nicht gefruchtet, daher 
stellen wir uns nunmehr auf den boden, daB Parteispalter anf 
allen Parteisitzungen und Parteiversammlungen keinen Zutritt 
haben.

Gespräch zu verwandeln, ln der deutlichen Absicht den Refe- 
dem üpnzept zu bringen; j a ^ f a m  aber vor bel

assen  zugesagt 
auch dieser Be-

__________ _______ __ gingen in der
_ der sozialistische Aufbau in Rußland rüstig fort

schreitet kurz, alles in bester Butter seL Leider ÜeB dieser 
Herr die flBtige Sachlichkeit vermissen, persönliche Ver
unglimpfungen gegen einen Cottbuser Genossen der AAU„ ge
heimnisvolle Andeutungen über das Vorleben dieses Genossen 
mußten berhalten. Selbstverständlich das unsinnige Gelöb
nis. die AAU. in Cottbus nicht fuB fassen lassen zn woHen. Im 
übrigen wurden aUe aus der KPD. Ausgetretenen. Ausge
schlossenen, der AAU. und KAPD.-Angehörigen a b  „Abschaum 
der Menschheit“ angesprochen. (Unsererseits den bestem Dank 
für die Schmeichelei 1}

Die weitere Diskussion, in der auch ein sog. prominenter 
Führer der Moskauer sprach, ergab aber doch, daß ra r  ein 
paar ganz fanatische Anhänger der KPD. und des RFB. nn- - 
bedingt Moskau Gefolgschaft leisten, ein großer Teil aber 
doch schon geneigt is t  sachlichen Ausführungen und Kritik 
das Ohr zu leiben. Nach der Anfrage des so schwer ver
dächtigten Cottbuser AAU.-Genossen und der Erkiärung, wes- 
halb er noch 1924, bis zn welcher Zeit er Mitglied der KPD. 
war, nicht mehr zur KPD. gehören wollte, ergab die ver
blüffende Erklärung des Herrn Moogk, daB er bis zu diesem 
Zeitpunkte ehrlich war, Jetzt aber nicht mehr als dies ange- 
sproeben werden könne, da er mit Ausgetretenen, Ausge
schlossenen, der AAU. usw. verkehre. (Dennoch also „Ab
schaum“ geworden seil) Aber ein ganzer Kübel pei^Wülcber 
Angriffe wurde noch ausgegossen. Die Tatsache, daß KPD.- 
Mitglieder diesem, unseren Cottbuser Genossen, die Cottbuser 
Kriminalpolizei auf den Hals gehetzt haben (Granaten
broschüre) konnte er aber auch nicht erklären; er behauptete, 
daß er es nicht gewesen sei — was wir aber auch gar nicht  
in bezug auf i h n behauptet hatten. Ein übelriechender Sumpft 

Nicht mehr ganz so heldenhaft zog am Schluß alles ab» 
General, Adjutant und auch die Trappen das RFB! Wir selbst 
aber halten es für unsere Pflicht unsererseits Nachforsctangen 
nach dem Vorleben dieses Bezirkssekretärs, der päpstlicher 
als der Papst selbst Is t anzustellen. Unsere Wissens w ar er 
eine Zeitlang Bezirkssekretir der KPD. ln der damaligen Kata- 
Stadt Hannover, wurde dann aber wieder nach seiner Heimat

COtt£ut Mitteln der Niedertracht und der Peinlichkeit
wird nun nnsere Bewegung sehtteßtlch denn doch J * h { r r  
dauernd — zn Boden halten 1 Dies glauben wir auch für Cottbasl

als bisher die
erweiterten GHA. zu 

alie zwei Monate

„W e steht die P a rtd ? ”
In dem so bezeichneten Artikel der Nr. 82 hat der Druck

fehlerteufel, mit technischen Mißgriffen vereint allerlei Unsinn 
angerichtet

Im Kapitel „Der sogenannte Fall S d ^ r z “ muß e sü b e r 
den „antiparlamentarischen Parlamentarismus der E. L. (3. Ab
satz) heißen: „Die KAPD. hat dort nicht die Ausnutzung J M r  
ner Vorteile“ ohne Nachteile ^ tg e h ^ n “ sondern einiach 
die Tatsache zugrunde gelegt daß
ideelle Einheit darstellen »ann. wie die Partei es sein« 
ikr*r KUkaM weiß. Niemand hat verlaagt daß die Partei
schon in die kaum begonnene Xerblndung die Mandatsfrage ais 
Sprengpulver hineinwerfen sollte, usw.

Ip der 2. Spalte. Absatz 2. über Annahme 
die nicht aus Mitgllederbeitrigen stammen:
Argumente sind deshalb falsch, well sie am Charakter der 
revolutionären Entwicklung Vorbeigehen und entweder revo
lutionär oder revolutionsromantisch sind.

J r Ä  K t Ä Ä
ist es, daß die KPD. es nicht gewagt h a t zu handeln, sondern 
viel wichtiger usw. .

ln Nr. 82 sind im ersten Artikel rechts auf der ersten &eite 
in dar Korrektur die Zeilen Verwechselt Es muß heißen. Ent
weder immer neue Hungerschiedssprüche und Sklavenverträge 
— oder rewluttonärer Kampf gegen die von Akticmsausschte- 
sen getragene Klassenpolitik usw. Die mittelste Zeile im vor 
letzten Absatz muß fortfallen.

Mitteilungen
Distriktsversammlungen.

Dienstag, den 1. November, abends 7.30 Uhr.
6., 13. und 14. Bezirk. Tagungslokal: Schwarzkopf. Fon- 

tanestraBe 26. Neukölln.
2„ 3. und 7. Bezirk. Lokal Weiße Taube, Schul-, Ecke 

Prlnz-Eugen-Straße.
1„ 5„ 16. und 17. Bezirk, Lokal Piekenhagen, Scbarnweber- 

straße 16. ^

Kommnnistische Arbeiter-Jugend Groß-Berlin.
Achtung!

An} Mittwoch, den 2. November 1927, abends 7.30 Uhr., 
findet hn Lokal von Bartsch, Lichtenberg, Neue Bahnhof
straße 20, eine Mitgliederversammlung von Groß-Berlin statt. 
Das Erscheinen a l l e T  Genossen ist unbedingt erforderlich..

Wichtige Tagesordnung!

Bestellschein
Ich bestelle hiermit ab - ***
K o m m u n is tisch e  t*A rboiter-Z eitung*‘

1 (Vor- nnd Zuname)

(Wohnort and Straße*

. Dieser Bestellzettel Ist an die Buchhandlung für Arbeitern 
Literatur, Berlin SO 36, Lausitzer Platz 13. zu sende« o d e r  
direkt der zuständigen Postanstalt za übergeben.

Herausgeber und für den Inhalt verantwortlich: K a r l  S l U r  
Neukölln. Druck: Erdmara & Co* Berlin SO 36, MoritzpL I74L
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8. Jahrg. Nr. 85 Preis 15 Pf*.

Rußland geht zur
Abrüstungs-Konferenz“

Jubel der Sozialdemokratie

Aus Genf wird gemeldet:
. Der Generalsekretär des Völkerbundes hat von Tschit- 

scherin folgendes Telegramm erhalten:
Nach Empfang der Note des Vöfterhundsrats vom 12. De- 

iher 1925. in weicher die Unten der Sozialistischen Sowjet- 
Republiken eingeladen wurde, sich ln der vorbereitenden Ab- 
ristungskouunisslou vertreten zu lassen, und nach in dieser 

' Sache gewechselten Korrespondenz war es der Unten der 
SSR. nicht möglich, an der Arbeit der Vorbereitenden Kom
mission teilzunehmen, weü diese aof schweizerische« Boden 
e tube ruien worden war. Da der Z w b c h e i B T X L S d S  
Union SSR. mal der Schweiz durch das Protokoll vom 14. 
April geregelt Ist hebe ich die Ehre.« Ihnen ■d^^Mlen. duB 
die Regierang der Unten der SSR. bereit Is t un der Vorberei
tenden Abrüstungskommission teüzunehmeu. und sie b itte t ihr 
gefälligst den Zeitpunkt der nächsten Zusammenkunft der Vor
bereitenden Kommission sowie deren Tagungsort bekamtzn- 
geben.“ .
x Dazu schreibt der Vorwärts (Abendausgabe 31. Okotber):

»Diese Ankündigung ist ein bedeutendes und begrüßens
wertes Ereignis. Rußlands Teilnahme wird den Druck auf 
die Westmächte im Sinne einer ernstlichen fcnd beschleunig, 
ten Abrüstung erhöhen und den Randstaaten, insbesondere 
Polen, den Vorwand nehmen, mit dem sie bisher die Unmög
lichkeit einer Rüstungsbeschränkung begründeten, einen Vor
wand, den alle übrigen Abrüstungsgegner sich-zu eigen zu 
machen versuchen.“

Außerordentlich bedeutsam sind ferner die Auslassungen 
des „Vorwärts“ vom 1. November (Morgenausgabe). Stampfer 
schreibt hier: . ..

Rußlands Zusage.
-Ein begrüßenswerter Beschluß.

Wie wir bereits im größten TeU unserer gestrigen Abend
ausgabe melden konnten, hat Tscbitscherin dem Generalse
kretär des Völkerbundes. Sir Eric Drummond, die Teilnahme 
Sowjetrußlands an den weiteren Arbeiten der Vorbereiten
den Abrüstungskommission telegraphisch angekündigt, Die
ser Beschluß wird mit der Beilegung des schweizerisch-russi
schen Worowski-Konflikts begründet ebenso wie seinerzeit 
die Ablehnung der Teilnahme -mit der Nichtbeilegung dieses 
Konflikts begründet worden war. Scheinbar ist also die Mo
tivierung dieser aufsehenerregenden Mitteilung durchaus 
logisch. In Wirklichkeit wird die Worowski-Affäre beute 
ebenso wie damals nur vorgeschoben. Die Wahrheit is t  daß 
die Sowjetunion im März 1926 noch dicht so weit war, daB 
sie an einer Abrüstungskonferenz des Völkerbundes teilneb- 
men konnte. Damals hatte der Ausrottungskampf gegen die 
Trotzkl-Gruppe erst begonnen; außerdem hoffte man noch 
auf ein Wiederaufflammen der Weltrevolution im Zusammen
hang mit den Chinawirren. Inzwischen ist auch diese Hoff
nung zerronnen, während andererseits die Opposition immer 
mehr zurückgedrängt weiden konnte. Jetzt wo Stalin sich 
stark genug fühlt, um die Oppositionsführer Trotzkt Sinow
jew nnd Genossen endgültig m s den letzten leitenden 
Stellungen . die sie noch inne hatten, hinauszuwerfen, kann 
die russische Regierang es auch wagen, einen bedeutenden 
Schritt weiter anf dem Wege zur1 Angleichang Sowjetrußlands 
*n die übrige Welt zu geben. Die Entsendung von Delegier
ten im vorigen Sommer War ein erster Schritt; die Betefii- 
gung Sowjetrußlands an der Genfer Abrüstungskonferenz des 
Völkerbundes bedeutet eine weitere Etappe in Jener Entwick
lung, die bereits unter Lenin mit der Verkündigung der J te p “ 
begonnen h a t  Mögen die Kommunisten es beute noch so lant 
bestreiten, es führt ein direkter und logischer Weg von der 

ökonomischen Politik“ über die Konzessionen an das
_____________ Teilnahme an der Weltwirt-
schaftskonferenz. über die Mitarbeit an dm  Ahrüstangsarbet- 
teu zam Völkerbund selbst Es ist der Weg vom Putsch znm

e r Koch
Ausschluß Sinowjews und 

TrotzUs. von dem intransigenten Doktrinarismas der bolsche

wistischen Sturm- und Drangjahre zum nüchternen Anpas
sungsrealismus des konsolidierten, sein zehnjähriges Jubiläum 
feiernden Sowjetstaates.

Vor uns liegt die „Rote Fahne“ vpm 14. April 1926. in 
der die Note Tschitscherlns an Sir E rii Drumond abgedruckt 
wurde, durch die Sowjetrußland seine Teilnahme an der Vor
bereitenden Abrüstungskommission schroff ablehnte. In riesi
gen, dreispaltigen Lettern verkündete die Ueberschrift: „Die 
Sowjetregierung zerstört den Schwindel der Abrüstungskon- 

c ? ie .,Note 5* ,bst '*ar in herausforderndem Ton ge
halten. Sie wies mehrmals auf die Tatsache hin. daB die 
Konferenz m Genf, also auf schweizerischem Boden stattfin
den sollte, und daß diese Tatsache allein „beweise“, daß 
man die Teilnahme Rußlands nicht wünsche, und dafi über
haupt

„<Jer Völkerbund oder die. die ihn leiten, keinesfalls daran 
interessiert sind, dafi die Konferenz zu positiven Ergeb
nissen kommt.“ , a  .

Weiter heiBt es, die Sowjetregierung würde
„den Tag erwarten, an dem eine Initiative von einer für 

, diesen Zweck spofciell gebildeten Kommission ergriffen 
. werden wird, der die Atmosphäre der Tradition und der 

Intrigen von Genf fremd Is t und die bessere Garantié 
des Erfolges bieten können als der Völkerbund.“
Ist es etwa der bisherige Verlauf der Abrüstungsarbeiten, 

Ober dessen unbefriedigenden Charakter wir keinen Zweifel 
gelassen haben, der die Moskauer Regierung eines Besseren 
belehrt hat? Dann müßten wir mit Befriedigung feststellen, 

.daB sie in bezug auf den Völkerbund optimistischer urteilt als 
^ ir* • • • Aber schließlich ist es nicht unsere Sorge, uns die 
Kopfe darüber zu zerbrechen, wie die kommunistischen Re
dakteure den neuen Frontwechsel ihrer Brotherren den kom
munistischen Lesern plausibel machen wollen. Das ist Sache 
der russischen Botschaften, die schon die nötigen journalisti
schen Instruktionen erteilen werden. Für uns kommt es ln 
erster Linie darauf an. die politische Wichtigkeit dieses Ent
schlusses zu würdigen, und wi* haben bereits kurz darauf 
lungewiesen, wie bedeutungsvoll und begrüßenswert die Tat
sache is t  daß Rußland durch seine Beteiligung den Gegnern 
der Abrüstung ihren zugkräftigsten Vorwand aus der Hanä 
schlägt Es kann nicht schaden, wenn ein frischer Luftzug ln 
das Genfer Verhandlungszimmer einzieht und wenn die riissi- 
schen Delegierten als Hechte im Karpfenteich die Vertreter 
der westeuropäischen Mächte und der Randstaaten zwingen, 
mit der Abrüstung Ernst zu machen. Voraussetzung ist na
türlich. daß die russischen Darlegungen und Anträge sachlich 
bleiben und daß Moskau nicht planmäßig darauf ausgeht, durch 
rein agitatorische Forderungen, deren vorläufige Unerfüllbar
keit auf der Hand läge, die Konferenz zu sprengen. Denn ein 
solches Verhalten würde Moskan noch mehr Ins Unrecht set
zen. als wem  es überhaupt der Vorbereitenden Kommission 
f?rngebUeben wäre, and Rufiland würde sich danüt nnr scha
den. W em  es dagegen in Genf scharf aber sachlich auftritt, 
dann wird es aaf stärksten Beistand bei vielen kleinen und 
sogar bei manchen großen Staaten rechnen können. Aach dto 
MMrautiupnto Sozialdemokratie w ürta. trotz aller Gegen
sätze. die die Agitation der 
eizeugt hu t

Der Sim  des* Stalinschen „Jubiläums“ wird Immer klarer. 
Die „Einheit“ mit dem Menschewismus macht im Zeichen dle- 

JubUäums „rasende Fortschritte*4. Es gibt kein Halten

^  Uns kam  es nur recht sein, daß die 
immer deutlicher reden nnd handeln. Es 
Proletariat immer leichter gemacht zu 
Weg des Ekki der Weg

im Kreml

Mit Kerker und Kugel
Stalin gegen (Be rassische Opposition.

Wenn die christkatholischen Könige des mltteialterlichen 
Spaniens ein Fest feierten, dam  ÜeBen sie die Scheiterhaufen 
flammen und die Ketzer ausbrennen. Natürlich znr höheren 
Ehre „Gottes“. Aehnlich handelt Stalin. Sein Schwert ist 
die Tscheka, sein Gott die Mumie Lenins.

Stalin feiert in diesen Tagen das Fest des zehnjährigen 
Bestandes der russischen Republik. Er bereitet zugleich den 
Parteitag vor, der am 1. Dezember seinen Anfang nehmen 
und die Opposition aus den Tafeln der Geschichte endgültig’ 
streichen soH. Diesmal soll, was mehrere Male vorbeigelang; 
endlich erreicht und vollendet werden.

• Wir wiesen in Nr. 84 der Kommunistischen Arbeiter-Zei
tung darauf hin, daB die Opposition ln allen Ihren Schattierun
gen nicht nuri mit den Mitteln der Parteidemokfetie, wie Sta
lin sie auffaßt sondern mit Kugel und Kerker, d. b. durch 
die Gerichte und die Tscheka, geschlagen und vernichtet wer
den soll. Dies forderte zum ersten Mal formell und offiziell 
Jaroslawski, das Haupt der russischen Parteitscheka In einem 
Aufsatz, dessen markanteste Stellen wir brachten.

Inzwischen ist das noch deutlicher g e w ó r d e n dnd 
unsere Vermutungen bestätigt Jeder Tag mehr. Die Henkers
knechte sind an der Arbeit Die Stimmung wird systematisch 
vorbereitet und eine Pogromhetze entfaltet an der die alte 
zarische Ochrana und das schwarze Hundert Väterchens Ihre 
Freude haben würden. Vor den gemeinsten Konstruktionen 
wird nicht zurückgescheut Es wird immer deutlicher ver
sucht, die Opposition aller Schattierungen mit den übelsten' 
Spionen und Spitzeln der ausländischen kapitalistischen Regie
rungen, und mit den Weißgardisten aller Sorten in einen Tt_ 
zu werfen, um sie so mit einigem Schein von Recht für Kugel 
und Kerker reif zu machen.

Daneben* wird sie des „Verrats militärischer Geheimnisse*4 
beschuldigt. .

Der „Verrat militärischer Geheimnisse'* soll darin be
stehen, daB die Trotzki und Sinowjew, die es ja wissen müssen, 
den Versuch machten, einige der unsauberen Spltzelgebeim- 
ulsse der GPU. in den Spalten des Rnth Fiscber-Maslowbiätt- 
chens zu enthüllen. Uns soll aber das Gerede über die „Ge- 
heimdruckerei“, die man angeblich entdeckte . und ähnliche 
Scherze des Herrn Stalin wenig kümmern. Uns kommt es auf 
den politischen Kern an, und der liegt klar zu Tage.

Es ist Herrn Stalin bisher nicht immer leicht gefallen, den 
Feldzug gegen die Trotzki und Sinowjew mit derjenigen 
Schärfe durchzufübren, die ihm vorsebwebte. Denn Trotzki 
und Sinowjew sind Selbst so gute Bolschewiken, daB manchem 
der alten Bolschewiken, selbst denjenigen, dfe auf der Seite 
Stalins stehen, die „politische Differenz“ nicht einleuchten 
mochte. Hinzu kommt, daB der Apparat des Ekld und der 
russischen Regierung für beide die Reldamepanke einst so , 
stark rührte, wie er es heute für Herrn Sfaün tu t Beide 
genossen auf diese Art und Weise eine gewisse Popularität 
Und schließlich waren mit Trotzkis Namen d a s . Werk der 
Organisierung jener Roten Armee verknüpft die In den Zei
ten des Kriegskommunismus Rußland von den ausu 
Heeren und Besatzungen befreite, ein Ruhm, der seine 
lage auch in dem steigenden Chauvinismus weiter Be^ 
rungsschichten dieses Agrarlandes findet Hinzu kam .iene 
aalglatte bolschewistische . Charakterlosigkeit der 
Und Sinowjew, die Stalin den entscheide! 
verwehrte. Mit alledem 4bH nun Schluß 
Hierzu dient nicht ra r,jen e  Vermischung der 
len mit d m  Menscbewisten und nach der

Inhalt wir 84 der

Zack,

stunden
28. Oktober). Das darf
W

Organ der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands
» 4  V' -* -

Zu beziehen durch die Bezirksorganisationen der Partei, 
durch die Post oder durch die Buchhandlung für 
Arbeiterliteratur, Berlin SO. 36, Lausitzer Platz 13. 

Telepbon-Nr.: Moritzplatz 7832.

Berlin, 4. November 1927
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